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16.*) 1. § 24a Abs. 2 Satz 1 und 2 StVG ist verfas-
sungsrechtlich nicht zu beanstanden, wenn die Re-
gelung dahin ausgelegt wird, daß eine Wirkung in
ihrem Sinne nur vorliegt, wenn eine THC-Konzen-
tration im Blut festgestellt wird, die es als möglich
erscheinen läßt, daß der untersuchte Kraftfahr-
zeugführer am Straßenverkehr teilgenommen hat,
obwohl seine Fahrtüchtigkeit eingeschränkt war.

2. Der Annahme des Gesetzgebers von der Iden-
tität der Wirkungs- und Nachweiszeit ist für THC
die Grundlage entzogen, weil infolge des techni-
schen Fortschritts sich Spuren von THC über meh-
rere Tage, unter Umständen sogar Wochen nach-
weisen lassen, so daß auch dann noch ein positiver
Drogenbefund bei der Blutuntersuchung festge-
stellt werden kann, wenn der Konsum des Rausch-
mittels schon längere Zeit vor der Fahrt erfolgte
und von der Möglichkeit einer Beeinträchtigung
der Leistungsfähigkeit deshalb nicht mehr ausge-
gangen werden kann.

3. Vor diesem Hintergrund ist es mit Art. 2 Abs. 1
GG nicht vereinbar, wenn bei Auslegung und An-
wendung des § 24a Abs. 2 StVG allein darauf abge-
stellt wird, daß im Blut des Betroffenen THC im
Spurenbereich von weniger als 0,5 ng/ml festge-
stellt worden war.

Bundesverfassungsgericht (2. Kammer),
Beschluß vom 21. Dezember 2004 – 1 BvR 2652/03 –

Z u m  S a c h v e r h a l t :
Die Verfassungsbeschwerde betrifft ein Ordnungs-

widrigkeitenverfahren nach § 24a Abs. 2 des Straßen-
verkehrsgesetzes (StVG).

1. Der Beschwerdeführer rauchte im November 2002
gegen 21.30 Uhr einen Joint. Am nächsten Tag fuhr er
gegen 13.30 Uhr wegen einer anderen Sache mit einem
Pkw zur Polizei. Diese führte beim Beschwerdeführer
nach körperlichen Auffälligkeiten einen freiwilligen
Urintest durch, der positiv auf Tetrahydrocannabinol
(THC) reagierte. Die daraufhin entnommene Blutprobe
zeigte in der Voruntersuchung eine grenzwertige Reak-
tion auf Cannabinoide. In einer von einem Universitäts-
institut für Rechtsmedizin vorgenommenen differen-
zierten Untersuchung der Blutprobe auf Drogen- und
Medikamentenbestandteile wurde der psychoaktive
Hauptwirkstoff des Cannabis THC im Spurenbereich
(kleiner als 0,5 ng/ml) nachgewiesen.

Das Amtsgericht hat den Beschwerdeführer wegen
Führens eines Kraftfahrzeugs unter der Wirkung des
berauschenden Mittels Cannabis nach § 24a Abs. 2 
bis 4, § 25 Abs. 1 StVG zu einer Geldbuße und einem
Fahrverbot verurteilt. Das Oberlandesgericht hat die
Rechtsbeschwerde des Beschwerdeführers zurückge-

wiesen. Die Feststellungen des Amtsgerichts trügen
den Schuldspruch einer fahrlässigen Ordnungswidrig-
keit. Dem stehe nicht entgegen, dass THC nur im Spu-
renbereich nachgewiesen worden sei. § 24a Abs. 2
StVG erfordere nicht den Nachweis einer bestimmten
Menge oder eine Einbuße der Leistungsfähigkeit 
des Fahrers, sondern enthalte eine „echte Nullwert-
grenze“. Es handele sich wegen der generell-abstrak-
ten Gefährlichkeit des Genusses von Drogen der in der
Anlage zu der Vorschrift genannten Art um einen ab-
strakten Gefährdungstatbestand.

Verfassungsrechtliche Bedenken bestünden nicht.
Die „Nullwertgrenze“ genüge dem Bestimmtheitsge-
bot. Sie verstoße auch nicht gegen den Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz. Der Gesetzgeber habe sich nach
umfangreicher Sachverständigenanhörung an den er-
reichbaren Materialien und den gegenwärtigen wissen-
schaftlichen Erkenntnissen orientiert, wonach Grenz-
werte für die Annahme einer Fahruntüchtigkeit unter
dem Einfluss von Drogen derzeit nicht festgestellt wer-
den könnten. Das schließe im Hinblick auf die Einschät-
zungsprärogative des Gesetzgebers trotz bestehender
Unsicherheiten die Befugnis zur Normsetzung nicht
aus. Auch der Gleichheitssatz sei nicht verletzt. Es sei
nicht willkürlich, die Konsumenten illegaler Rausch-
mittel ohne Nachweis einer Dosiswirkstoffbeziehung
mit Sanktionen zu belegen, Alkoholkonsumenten 
dagegen erst ab einer Blutalkoholkonzentration von 
0,5 Promille zu verfolgen. Der Gesetzgeber habe sich
wegen des Standes der Naturwissenschaft nicht in der
Lage gesehen, die bestehende Ahndungslücke anders
als durch den Verzicht auf exakte Drogengrenzwerte zu
schließen.

2. Mit der Verfassungsbeschwerde macht der Be-
schwerdeführer unter anderem geltend, die beiden Ge-
richtsentscheidungen verletzten sein Grundrecht aus
Art. 2 Abs. 1 GG.

3. Stellung genommen haben das Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen namens
der Bundesregierung und der Generalbundesanwalt.
Beide halten § 24a Abs. 2 StVG für verfassungsge-
mäß. Nach Auffassung des Generalbundesanwalts ist
die Verfassungsbeschwerde aber begründet, soweit sie
sich gegen die Auslegung und Anwendung dieser Vor-
schrift richtet.

A u s  d e n  G r ü n d e n :
Die Kammer nimmt die Verfassungsbeschwerde zur

Entscheidung an und gibt ihr statt, weil dies zur Durch-
setzung der allgemeinen Handlungsfreiheit des Be-
schwerdeführers nach Art. 2 Abs. 1 GG angezeigt ist 
(§ 93a Abs. 2 Buchstabe b BVerfGG). Die für die Be-
urteilung der Verfassungsbeschwerde maßgeblichen
verfassungsrechtlichen Fragen sind vom Bundesver-
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fassungsgericht schon entschieden (vgl. die nach-
stehend angeführten Entscheidungen). Auch die weite-
ren Voraussetzungen des § 93c Abs. 1 Satz 1 BVerfGG
für eine stattgebende Kammerentscheidung liegen 
vor. Die angegriffenen Entscheidungen sind mit Art. 2
Abs. 1 GG nicht vereinbar.

1. Verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden ist
allerdings, dass die Ausgangsgerichte angenommen
haben, § 24a Abs. 2 Satz 1 und 2 StVG selbst sei ver-
fassungsgemäß. Dies trifft zu, wenn die Regelung
dahin ausgelegt wird, dass eine Wirkung in ihrem
Sinne nur vorliegt, wenn eine THC-Konzentration im
Blut festgestellt wird, die es als möglich erscheinen
lässt, dass der untersuchte Kraftfahrzeugführer am
Straßenverkehr teilgenommen hat, obwohl seine Fahr-
tüchtigkeit eingeschränkt war.

a) Die Regelung ist nicht wegen Verstoßes gegen
das Bestimmtheitsgebot des Art. 103 Abs. 2 GG ver-
fassungswidrig.

aa) Nach dieser Vorschrift, die auch für Bußgeldtat-
bestände gilt (vgl. BVerfGE 87, 363 <391>), kann eine
Tat nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetz-
lich bestimmt war, bevor die Tat begangen wurde. Dies
verpflichtet den Gesetzgeber, die Voraussetzungen der
Strafbarkeit und der ordnungswidrigkeitsrechtlichen
Ahndung so genau zu umschreiben, dass sich Trag-
weite und Anwendungsbereich der Straf- und Ord-
nungswidrigkeitentatbestände durch Auslegung ermit-
teln lassen (vgl. BVerfGE 105, 135 <152 f.>). Das
schließt die Verwendung von Begriffen nicht aus, die
in besonderem Maße der richterlichen Deutung bedür-
fen. Auch im Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht
muss der Gesetzgeber der Vielgestaltigkeit des Lebens
Rechnung tragen. Wegen der Allgemeinheit und Ab-
straktheit von Straf- und Ordnungswidrigkeitsnormen
ist es ferner unvermeidlich, dass in Grenzfällen zwei-
felhaft sein kann, ob ein Verhalten schon oder noch
unter den gesetzlichen Tatbestand fällt. Jedenfalls im
Regelfall muss der Normadressat aber anhand der ge-
setzlichen Regelung voraussehen können, ob ein Ver-
halten strafbar oder als Ordnungswidrigkeit zu ahnden
ist. In Grenzfällen ist auf diese Weise wenigstens das
Risiko einer Verurteilung erkennbar (vgl. BVerfGE 87,
209 <224>).

bb) Bei Anwendung dieses Maßstabs genügt § 24a
Abs. 2 StVG dem Bestimmtheitsgebot des Art. 103
Abs. 2 GG. Aus der Vorschrift geht eindeutig hervor,
dass bei Nachweis der Wirkung eines der berauschen-
den Mittel, die in der in Bezug genommenen Anlage
genannt sind, der Tatbestand der Ordnungswidrigkeit
erfüllt ist. Auch für den Beschwerdeführer war damit
das Risiko der Begehung einer Ordnungswidrigkeit er-
kennbar.

b) Ein Verstoß des § 24a Abs. 2 Satz 1 und 2 StVG
gegen den allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 
Abs. 1 GG lässt sich ebenfalls nicht feststellen.

aa) Dieser gebietet, alle Menschen vor dem Gesetz
gleich zu behandeln. Damit ist dem Gesetzgeber aller-
dings nicht jede Differenzierung verwehrt. Er verletzt
aber das Grundrecht, wenn er eine Gruppe von Norm-
adressaten anders als eine andere Gruppe behandelt,

obwohl zwischen beiden keine Unterschiede von sol-
cher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die
ungleiche Behandlung rechtfertigen könnten (vgl.
BVerfGE 100, 59 <90> m. w. N.).

bb) Gemessen daran steht § 24a Abs. 2 Satz 1 und 2
StVG auch mit Art. 3 Abs. 1 GG in Einklang. Das
Oberlandesgericht hat ausgeführt, der Gesetzgeber
habe bei der Entscheidung, das Verbot des Fahrens
unter Alkohol an qualifizierte Grenzwerte (vgl. § 24a
Abs. 1 StVG) und das Verbot des Fahrens unter dem
Einfluss bestimmter Drogen in der angegriffenen
Norm an eine Nullwertgrenze zu knüpfen, nicht will-
kürlich gehandelt. Er habe in letzterer Hinsicht auf
exakte Drogengrenzwerte verzichtet, weil bei den ein-
zelnen Drogen im Vergleich zum Alkohol noch nicht
die Möglichkeit einer Quantifizierung der Dosiswir-
kungsbeziehung bestehe. Da Rauschmittel wie Canna-
bis unstreitig geeignet seien, das sichere Führen von
Kraftfahrzeugen zu beeinträchtigen, und die Zahl dro-
genpositiver Kraftfahrer weiter steige, habe der Ge-
setzgeber mit der von ihm als tauglich eingeschätzten
Nullwertregelung der Gefahr begegnen können. Diese
Einschätzung wird durch die Stellungnahme des Ge-
neralbundesanwalts bestätigt, der ergänzend darauf
hinweist, dass sich der Anteil von Drogenfahrten bei
Verkehrsunfällen im Verhältnis zu Alkoholfahrten seit
Beginn der 1990er Jahre deutlich erhöht hat. Diese Ge-
sichtspunkte, vor allem der Umstand, dass sich bei ein-
zelnen Drogen anders als beim Alkohol die Dosiswir-
kungsbeziehung derzeit nicht quantifizieren lässt, sind
so gewichtig, dass sie die unterschiedliche Regelung
sachlich zu rechtfertigen vermögen.

c) Schließlich ist § 24a Abs. 2 Satz 1 und 2 StVG 
bei verfassungskonformer Auslegung auch mit Art. 2
Abs. 1 GG vereinbar.

aa) Art. 2 Abs. 1 GG gewährleistet die allgemeine
Handlungsfreiheit im umfassenden Sinne. Erfasst ist
auch das Führen von Kraftfahrzeugen im öffentlichen
Straßenverkehr. Die Handlungsfreiheit ist aber nicht
unbegrenzt garantiert. Zum Schutz eines kollidieren-
den Rechtsguts dürfen unter Beachtung des Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatzes Beschränkungen vorgenom-
men werden. Sie sind verfassungsmäßig, wenn sie zur
Zielerreichung nicht nur geeignet und erforderlich
sind, sondern auch zur Art und Intensität der Rechts-
gutgefährdung in einem angemessenen Verhältnis
stehen (vgl. BVerfG, 1. Kammer des Ersten Senats,
NJW 2002, S. 2378 [= BA 2002, 362] m. w. N.).

bb) Diesen Anforderungen wird § 24a Abs. 2 Satz 1
und 2 StVG gerecht, wenn er verfassungskonform
ausgelegt wird. Die Regelung greift zwar in das
Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit ein.
Dieser Eingriff ist aber verfassungsrechtlich gerecht-
fertigt. Er dient der Erreichung eines legitimen
Gemeinwohlziels und lässt sich auch mit den Anfor-
derungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes in
Einklang bringen.

(1) § 24a Abs. 2 Satz 1 und 2 StVG soll die bis zu sei-
nem In-Kraft-Treten vorhandene Sanktionslücke schlie-
ßen, die darauf beruhte, dass es Grenzwerte für die An-
nahme absoluter Fahruntüchtigkeit bei Drogen bisher
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nicht gibt und die Feststellung relativer Fahruntüchtig-
keit häufig Schwierigkeiten bereitet (vgl. BTDrucks
13/3764, S. 4; Hentschel, NJW 1998, S. 2385 <2386>;
Bönke, NZV 1998, S. 393 <394>). Dabei soll es, wie
das Bundesverkehrsministerium in seiner Stellungnah-
me ausgeführt hat, für die Verwirklichung des § 24a
Abs. 2 StVG als Auffangtatbestand zu den §§ 316, 315c
Abs. 1 Nr. 1 StGB (vgl. BTDrucks 13/3746, S. 4) nicht
darauf ankommen, ob beim Kraftfahrer verkehrsrele-
vante Beeinträchtigungen auftreten und nachgewiesen
werden können. Die Regelung enthält ein abstraktes
Gefährdungsdelikt, das dazu beitragen soll, die Sicher-
heit im Straßenverkehr zu erhöhen (vgl. BTDrucks
13/3764, S. 4, 6). Damit dient sie dem Schutz wichtiger
Rechtsgüter wie insbesondere dem Leben, der Gesund-
heit und dem Eigentum der Verkehrsteilnehmer.

(2) Bei verfassungskonformer Auslegung wahrt 
§ 24a Abs. 2 Satz 1 und 2 StVG auch den Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz.

(a) Die Regelung ist zur Erreichung des vorgenann-
ten Ziels geeignet, weil mit ihrer Hilfe der erstrebte Er-
folg gefördert werden kann (vgl. BVerfGE 90, 145
<172>). Da vom Normadressaten eine Einschätzung
von Wirkstoffmenge und/oder Wirkungen des konsu-
mierten Rauschmittels nicht verlangt wird, sich die
Sanktion vielmehr allein auf die Tatsache des Kon-
sums stützt, durfte der Gesetzgeber im Rahmen seines
von den Ausgangsgerichten zu Recht betonten weiten
Einschätzungsspielraums davon ausgehen, dass die
Regelung eine besonders hohe Befolgungschance hat
(vgl. Stein, NZV 1999, S. 441 <446>) und damit zu
einer Erhöhung der Straßenverkehrssicherheit beitra-
gen wird. Dadurch wird auch Fehleinschätzungen über
Menge und Folgen eines Drogenkonsums für die Fahr-
tauglichkeit entgegengewirkt und berücksichtigt, dass
bis heute noch keine zuverlässigen Gefahrengrenzwer-
te existieren.

(b) Auch die Erforderlichkeit des Eingriffs kann
nicht grundsätzlich in Zweifel gezogen werden. Ein
anderes, gleich wirksames und die Handlungsfreiheit
der Betroffenen weniger einschränkendes Mittel (vgl.
BVerfGE 90, 145 <172>) ist, worauf auch das Bundes-
verkehrsministerium in seiner Stellungnahme hinge-
wiesen hat, nicht ersichtlich. Da die Grenze zwischen
ungefährlichen und gefährlichen Wirkstoffmengen
nach dem gegenwärtigen naturwissenschaftlichen
Erkenntnisstand noch nicht mit der erforderlichen
Genauigkeit gezogen werden kann, stehen dem Ge-
setzgeber derzeit exaktere und damit mildere Wege der
Tatbestandsfixierung nicht zur Verfügung (vgl. Bönke,
NZV 1998, S. 393 <394>).

(c) Schließlich kann auch nicht angenommen wer-
den, dass § 24a Abs. 2 Satz 1 und 2 StVG den Anfor-
derungen an die Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne
nicht genügt. Bei der gebotenen Gesamtabwägung der
Schwere des – verfassungskonform eingegrenzten –
Eingriffs in die Handlungsfreiheit mit Gewicht und
Dringlichkeit der ihn rechtfertigenden Gründe ist die
Grenze der Zumutbarkeit für die Betroffenen gewahrt
(vgl. BVerfGE 83, 1 <19>; 90, 145 <173>).

(aa) § 24a Abs. 2 Satz 1 und 2 StVG dient, wie aus-
geführt, der Erhöhung der Sicherheit im Straßenver-

kehr und damit dem Schutz insbesondere von Leib,
Leben und Eigentum der Verkehrsteilnehmer. Das sind
besonders wichtige, auch verfassungsrechtlich ge-
schützte (vgl. Art. 2 Abs. 2 Satz 1, Art. 14 GG) Rechts-
güter. Dem steht auf Seiten der von der Sanktionsnorm
Betroffenen „nur“ die allgemeine Handlungsfreiheit
des Art. 2 Abs. 1 GG gegenüber. Dem Bundesver-
kehrsministerium ist zu folgen, wenn es in seiner Stel-
lungnahme ausführt, dass diesem Recht im Verhältnis
zu dem durch jene Rechtsgüter repräsentierten Allge-
meinwohl tendenziell weniger Gewicht zukommt. Die
mit § 24a Abs. 2 Satz 1 und 2 StVG verbundene Belas-
tung ist mit Rücksicht darauf grundsätzlich angemes-
sen und für den, der sich ordnungswidrig verhält, zu-
mutbar.

(bb) Allerdings kann die Regelung inzwischen auch
zu Ergebnissen führen, die dem Einzelnen nicht mehr
zugemutet werden können und vom Gesetzgeber auch
nicht gewollt sind. Nach Satz 1 des § 24a Abs. 2 StVG
handelt ordnungswidrig nur, wer „unter der Wirkung“
eines der in der Anlage zu der Vorschrift genannten be-
rauschenden Mittel wie Cannabis im Straßenverkehr
ein Kraftfahrzeug führt. Eine solche Wirkung soll nach
Satz 2 vorliegen, wenn im Blut eine in dieser Anlage
genannte Substanz – bei Cannabis THC – nachgewie-
sen wird. Diese Regelung beruht auf der Annahme,
dass bei einem solchen Nachweis die Möglichkeit
einer Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit des Ver-
kehrsteilnehmers gegeben ist, der durch das Verbot des
§ 24a Abs. 2 StVG entgegengewirkt werden soll (vgl.
BTDrucks 13/3764, S. 4 f.). Dabei ist der Gesetzgeber
ausdrücklich davon ausgegangen, dass „die Wirkungs-
und Nachweisdauer bei den einzelnen Mitteln überein-
stimmen“, weil die Feststellung der in der Anlage ge-
nannten Substanzen im Blut im Hinblick darauf, dass
sie dort nur wenige Stunden nachgewiesen werden
könnten, eine Aussage über den erforderlichen engen
zeitlichen Zusammenhang zwischen Einnahme des be-
rauschenden Mittels und Blutentnahme gestatte (vgl.
BTDrucks 13/3764, S. 5). Solange im Blut Substanzen
eines der vom Gesetzgeber genannten Rauschmittel
nachweisbar sind, sollte also nach dieser Vorstellung
angenommen werden können, dass dieses Rauschmit-
tel auf den Kraftfahrzeugführer so einwirkt, dass die
der Ordnungswidrigkeitenvorschrift zugrunde liegen-
de Annahme einer abstrakten Verkehrsgefährdung ein-
getroffen und eine Sanktionierung nach dieser Vor-
schrift gerechtfertigt ist.

Wie der Generalbundesanwalt in seiner Stellung-
nahme unter Hinweis auf neueres Schrifttum (insbe-
sondere Bönke, BA 2004, Supplement 1, S. 4 <6>)
ausgeführt hat, haben sich insoweit infolge des techni-
schen Fortschritts inzwischen die Verhältnisse geän-
dert. Danach hat sich die Nachweisdauer für das Vor-
handensein von THC aufgrund von Blutproben
wesentlich erhöht. Spuren der Substanz ließen sich
nunmehr über mehrere Tage, unter Umständen sogar
Wochen nachweisen. Die Annahme des Gesetzgebers
von der Identität der Wirkungs- und Nachweiszeit tref-
fe deshalb für Cannabis nicht mehr zu. Dies hat zur
Folge, dass auch dann noch ein positiver Drogenbe-
fund bei der Blutuntersuchung festgestellt werden
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kann, wenn der Konsum des Rauschmittels schon län-
gere Zeit vor der Fahrt erfolgte und von der Möglich-
keit einer Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit
deshalb nicht mehr ausgegangen werden kann (vgl.
Bönke, wie vor). Der Vorstellung des Gesetzgebers,
die in der Anlage zu § 24a StVG aufgeführten Wirk-
stoffe seien nur in engem zeitlichem Zusammenhang
mit dem Genuss des berauschenden Mittels im Blut
nachweisbar (vgl. BTDrucks 13/3764, S. 5), ist damit
für THC die Grundlage entzogen.

Mit Rücksicht darauf kann nicht mehr jeder Nach-
weis von THC im Blut eines Verkehrsteilnehmers für
eine Verurteilung nach § 24a Abs. 2 StVG ausreichen.
Festgestellt werden muss vielmehr eine Konzen-
tration, die es entsprechend dem Charakter der Vor-
schrift als eines abstrakten Gefährdungsdelikts als
möglich erscheinen lässt, dass der untersuchte Kraft-
fahrzeugführer am Straßenverkehr teilgenommen
hat, obwohl seine Fahrtüchtigkeit eingeschränkt 
war. Das wird in der Wissenschaft zum Teil erst 
bei Konzentrationen von über 1 ng/ml angenommen, 
wie in dem Verfassungsbeschwerdeverfahren deut-
lich geworden ist, das mit dem Beschluss der 1. Kam-
mer des Ersten Senats des Bundesverfassungsge-
richts vom 20. Juni 2002 (NJW 2002, S. 2378)
geendet hat (vgl. die dort eingeholten Stellungnah-
men von Berghaus, BA 2002, S. 321 <328 f.>, und
Krüger, BA 2002, S. 336 <344 ff.>). Andere gehen,
wie sich aus gutachterlichen Äußerungen ergibt, die
vom Bundesverkehrsministerium im vorliegenden
Verfahren vorgelegt worden sind, dagegen davon aus,
dass schon, aber auch erst ab dem von der Grenz-
wertkommission in ihrem Beschluss zu § 24a Abs. 2
StVG vom 20. November 2002 angegebenen Grenz-
wert von 1 ng/ml eine Wirkung im Sinne dieser Vor-
schrift nicht mehr auszuschließen sei, während im
Bereich darunter eine solche Wirkung nicht belegt
werden könne.

Das deckt sich mit der Auffassung des Bayerischen
Obersten Landesgerichts, § 24a Abs. 2 StVG führe
nicht bereits bei der Feststellung geringster Konzen-
trationen von Rauschgift im Blut zu der vorgesehenen
Sanktion, setze vielmehr eine THC-Konzentration
deutlich oberhalb des Nullwerts voraus (zustimmend
Jagow, in: Janiszewski/Jagow/Burmann, Straßenver-
kehrsrecht, 18. Aufl. 2004, § 24a StVG Rn. 5 a) und
komme derzeit erst ab einem Wert von 1 ng/ml zur An-
wendung (vgl. NJW 2003, S. 1681 <1682>). In Über-
einstimmung damit legen die Verwaltungsgerichte
ihrer Rechtsprechung zum Fahrerlaubnisrecht eben-
falls den Grenzwert von 1 ng/ml zugrunde, bei dessen
Vorliegen die Annahme eines zeitnahen Cannabiskon-
sums mit einer entsprechenden Beeinträchtigung der
Fahrtüchtigkeit gerechtfertigt sei (vgl. VG München,
Beschluss vom 26. Mai 2004 – M 6a S 04. 2632 –
<JURIS>; Niedersächsisches OVG, NVwZ-RR 2003,
S. 899 <900> [= BA 2004, 183]; VGH Baden-Würt-
temberg, VRS Bd. 107 <2004>, S. 234 <236> [in die-
sem Heft]; siehe auch OVG Rheinland-Pfalz, DAR
2004, S. 413 [= BA 2004, 293]).

2. Die angegriffenen Entscheidungen sind vor die-
sem Hintergrund mit dem Grundrecht des Beschwerde-

führers aus Art. 2 Abs. 1 GG nicht vereinbar, weil sie bei
Auslegung und Anwendung des § 24a Abs. 2 StVG al-
lein darauf abstellen, dass im Blut des Beschwerdefüh-
rers THC im Spurenbereich von weniger als 0,5 ng/ml
festgestellt worden war.

Beide Gerichte haben nicht geprüft, ob die Annah-
me des Gesetzgebers von der Identität der Wirkungs-
und Nachweiszeit für Rauschmittel der hier in Rede
stehenden Art weiterhin zutrifft. Das Amtsgericht hat
sich zwar im Einzelnen damit befasst, dass inzwischen
auch THC-Konzentrationen unterhalb des Werts von 
1 ng/ml nachgewiesen werden können. Es hat aber
nicht erwogen, dass die Wirkungsdauer, die auch nach
den Erkenntnissen, die in dem schon genannten Ver-
fahren vor der 1. Kammer des Ersten Senats des
Bundesverfassungsgerichts gewonnen worden sind,
bereits nach mehreren Stunden endet (vgl. NJW 2002,
S. 2378 <2379>), beim Beschwerdeführer, der die ver-
fahrensgegenständliche Pkw-Fahrt erst 16 Stunden
nach der Einnahme von Cannabis angetreten hatte,
zum Zeitpunkt der noch später abgenommenen Blut-
probe nicht mehr fortbestanden haben könnte. Viel-
mehr hat es sich ohne jede Auseinandersetzung mit der
Rechtsprechung des Bayerischen Obersten Landesge-
richts und der Verwaltungsgerichte mit der festgestell-
ten THC-Konzentration von unter 0,5 ng/ml zufrieden
gegeben und allein darauf die Verurteilung nach § 24a
Abs. 2 StVG gestützt.

Entsprechendes gilt für den angegriffenen Be-
schluss des Oberlandesgerichts, das ausdrücklich
darauf abhebt, die Wirkung im Sinne des § 24a Abs. 2
Satz 1 und 2 StVG liege vor, weil im Blut des
Beschwerdeführers der psychoaktive Hauptwirkstoff
des Cannabis THC im Spurenbereich von weniger als
0,5 ng/ml nachgewiesen worden sei. Zwar treffe es zu,
dass das in § 24a Abs. 2 StVG genannte Verbot, am
Straßenverkehr teilzunehmen, sich auf den Zeitpunkt
der tatsächlichen Beeinträchtigung der Leistungsfä-
higkeit beziehen solle und Fälle denkbar seien, in
denen die Wirkstoffmenge nur (noch) so gering sei,
dass eine Auswirkung auf die Leistungsfähigkeit nicht
(mehr) messbar sei oder jedenfalls nicht über das hin-
ausgehe, was das Straßenverkehrsrecht als Folgen von
Unpässlichkeiten und Irritationen verschiedenster Art
in Kauf nehme. Die Grenze, ab der ein Fahrzeugführer
„unter der Wirkung“ eines Rauschmittels stehe, sei
aber erreicht, wenn die Blut-Wirkstoff-Konzentration
so hoch sei, dass ein zuverlässiger blutanalytischer
Nachweis möglich sei. Hier wird deutlich, dass das
Oberlandesgericht Nachweiszeit und Wirkungszeit
gleichsetzt, obwohl von dieser Annahme nach den
neuesten Erkenntnissen nicht mehr ausgegangen wer-
den kann. Das wird den Anforderungen des Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatzes nicht gerecht.

3. Die angegriffenen Entscheidungen beruhen auf
der demnach gegebenen Verletzung des Art. 2 Abs. 1
GG. Es ist nicht auszuschließen, dass die Ausgangsge-
richte, wenn sie die neuesten wissenschaftlichen Ent-
wicklungen und deren Auswirkungen auf die Recht-
sprechung anderer Gerichte bei ihrer Entscheidung
berücksichtigt hätten, zu einem für den Beschwerde-
führer günstigeren Ergebnis gelangt wären, sei es, dass
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sie ihn vom Vorwurf einer Ordnungswidrigkeit nach 
§ 24a Abs. 2 StVG freigesprochen, sei es, dass sie das
Verfahren, was nach den Stellungnahmen des General-
bundesanwalts und auch des Bundesministeriums
ebenfalls in Betracht kommt, nach § 24a Abs. 4 StVG
in Verbindung mit § 47 Abs. 2 OWiG eingestellt
hätten.

4. Die angegriffenen Entscheidungen sind deshalb
nach § 93c Abs. 2 in Verbindung mit § 95 Abs. 2
BVerfGG aufzuheben, die Sache ist an das Amtsge-
richt zurückzuverweisen.

A n m e r k u n g  d e r  S c h r i f t l e i t u n g : Der von
der 2. Kammer des Bundesverfassungsgerichts in
Bezug genommene Beschluß der Grenzwertkommis-
sion zu § 24a Abs. 2 StVG vom 20. November 2002
lautet wie folgt:

„In der Meinungsbildung der Grenzwertkommis-
sion können die 1997 veröffentlichten Grenzwerte
zu den in Anlage des § 24a (2) StVG genannten
Analyten aufgrund der Messpraxis und der durch-
geführten Ringversuche durch folgende Werte er-
setzt werden:

D9-Tetrahydrocannabinol 1 ng/ml
Morphin 10 ng/ml
Bezoylecgonin 75 ng/ml
MDMA 25 ng/ml
MDE 25 ng/ml
Amphetamin 25 ng/ml

Von den Untersuchungslabors ist gemäß den
Richtlinien der GTFCh zu verfahren. Es ist durch
validierte Methoden unter Beweis zu stellen, dass
diese genannten Werte bei Untersuchungen von
Blutproben i. S. von § 24a StVG als Nachweisgren-
zen (nach DIN) erreicht werden. Messwerte unter-
halb der angegebenen Grenzwerte sind nur mitzu-
teilen, wenn das Labor mit entsprechenden
Methoden tiefere Werte als Nachweisgrenzen vali-
diert hat. Dies kann bei anderen Fragestellungen,
insbesondere bei Straftatbeständen (z. B. in Beweis-
verfahren) von Bedeutung sein. Allerdings ist bei
tiefer liegenden Messwerten die Annahme eines
zeitnahen Konsums zunehmend weniger gerecht-
fertigt.“

A n m e r k u n g :
Zu dem „brandaktuellen“ Beschluß, der ein breites

Presseecho gefunden hat, sei kurz nur Folgendes be-
merkt:

1. Unter Zugrundelegung der Ausführungen der 
2. Kammer des BVerfG zu den für uns nicht über-
prüfbaren rechtsmedizinischen Fragen des Wirkungs-
und Nachweiszusammenhanges von THC ist der Ent-
scheidung zuzustimmen. Die inhaltliche Argumenta-
tion läßt Parallelen zu der im juristischen Schrifttum
hoch kontrovers geführten Diskussion um eine „tele-
ologische Reduzierung“ der abstrakten Gefährdungs-
tatbestände des StGB erkennen (Überblick bei Heine

in Schönke/Schröder, StGB, 26. Aufl. 2001, Vorbem.
§§ 306 ff. Rn. 3a). Insbesondere im Bereich der
Brandstiftung ergeben sich oftmals mit obigem Sach-
verhalt vergleichbare Fallkonstellationen, in denen
das Verhalten des Täters formal den objektiven Tatbe-
stand eines abstrakten Gefährdungsdeliktes noch er-
füllt, für das betroffene Rechtsgut aber überhaupt kein
reales Gefährdungsrisiko mehr bewirkt. Zu denken ist
z. B. an das Inbrandsetzen eines als Wochenendhäus-
chen umgebauten Wohnwagens, in dem sich zum Tat-
zeitpunkt offensichtlich kein Mensch aufgehalten
haben konnte: In objektiver Hinsicht liegen die Vor-
aussetzungen einer schweren Brandstiftung nach 
§ 306a Abs. 1 Nr. 1 StGB zwar vor. Die befürchtete
Gefahr für das normativ geschützte Rechtsgut Men-
schenleben ist indes zu jedem Zeitpunkt völlig ausge-
schlossen. Es erscheint deshalb im Hinblick auf das
im Strafrecht geltende Schuldprinzip kaum vertretbar,
in diesen Fällen von der Verwirklichung des tatbe-
standsspezifischen Erfolgsunrechts auszugehen. In
dieser Richtung äußerte sich der Bundesgerichtshof in
seiner bekannten Entscheidung zu § 306 Nr. 2 StGB 
a. F. (BGHSt 26, 121, 124; vgl. auch BGHSt 34, 115,
119). Demnach findet die Zulässigkeit von abstrakten
Gefährdungsdelikten zum Rechtsgüterschutz dort ihre
Grenze, wo es bereits am entsprechenden tatbestands-
relevanten Gefährdungsrisiko fehlt. Diese grundsätz-
lichen Erwägungen sind auch im Bereich der Ord-
nungswidrigkeiten bei Verletzung des abstrakten
Gefährdungstatbestandes des § 24a Abs. 2 StVG zu
beachten. 

2. Die Entscheidung hat auch Bedeutung für die
Fahrerlaubnisbehörden. Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 StVG
i. V. m. § 46 Abs. 1 Satz 1 und 2 FeV i. V. m. Nr. 9.2.2
der Anlage 4 zur FeV ist einem Kraftfahrer, der gele-
gentlich Cannabis konsumiert, im Regelfall die Fahr-
erlaubnis zu entziehen, wenn es ihm am sog. Tren-
nungsvermögen zwischen Konsum und Führen eines
Kraftfahrzeuges im öffentlichen Straßenverkehr man-
gelt. Von einem Fahren unter Cannabiseinfluß kann
aber nunmehr beim Nachweis von THC im bloßen
Spurenbereich nicht mehr gesprochen werden. In die-
sen Fällen ist kein unzureichendes Trennungsver-
mögen i. S. v. Nr. 9.2.2 der Anlage 4 zur FeV gegeben!
Anderer Ansicht war offenbar noch der Verwaltungs-
gerichtshof Baden-Württemberg, der in einem Be-
schluß vom 15. November 2004 – 10 S 2194/04 – [in
diesem Heft] ausführte: „Selbst wenn angenommen
wird, dass THC im Blut eines Autofahrers unterhalb
einer bestimmten Konzentration die fahreignungsrele-
vanten Eigenschaften des Konsumenten nicht beein-
trächtigt, ist durch den – mit einer im unmittelbaren
Anschluss an eine Autofahrt entnommenen Blutprobe
erbrachten – Nachweis von THC im Blut das unzurei-
chende Trennungsvermögen im Sinne von Nr. 9.2.2
der Anlage 4 zur Fahrerlaubnis-Verordnung … als be-
legt anzusehen … Ein ausreichendes Trennungsver-
mögen, das eine gelegentliche Einnahme von Canna-
bis im Hinblick auf die Verkehrssicherheit hinnehmbar
erscheinen lässt, ist nur gegeben, wenn der Konsument
Fahren und Konsum in jedem Fall in einer Weise
trennt, dass eine Beeinträchtigung seiner verkehrsrele-
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vanten Eigenschaften durch die Einnahme von Canna-
bis unter keinen Umständen eintreten kann …“ Letzte-
res ist aber, folgt man dem BVerfG, dann belegt, wenn
der beim Betroffenen nachgewiesene THC-Wert ob-
jektiv eine Beeinträchtigung der Fahrtauglichkeit nicht
zur Folge haben konnte. Mithin kann der Schluß auf
mangelndes Trennungsvermögen nur dann gezogen
werden, wenn der THC-Nachweis für einen verkehrs-
rechtlich relevanten Cannabiseinfluß spricht (vgl.
OVG Lüneburg, BA 2004, 183; OVG Rheinland-
Pfalz, BA 2004, 293; Thüringer Oberverwaltungsge-
richt, Beschluß vom 11. Mai 2004 – 2 EO 190/04 – [in
diesem Heft]; VG Oldenburg, zfs 2004, 238 [in diesem
Heft]). Alles andere wäre eine Ausweitung über die
Regelungen der FeV hinaus auf nur „beinahe“ fehlen-
des Trennungsvermögen, was rechtsstaatlich nicht
haltbar ist. 

Prof. Dr. Dr. Uwe Scheffler/ 
Wiss. Mit. Ass. iur. Dela-Madeleine Halecker, 

Frankfurt (Oder) 

17.*) Bei der Durchführung eines Atemalkohol-
tests handelt es sich um eine mechanische Verrich-
tung, die erfahrungsgemäß keinen bleibenden Ein-
druck in der Erinnerung der damit befaßten
Person hinterläßt, so daß das verläßlichere Beweis-
mittel im Hinblick auf das Ergebnis in der Regel die
Urkunde ist. Protokolle über Atemalkoholtests
können deshalb Gegenstand des Urkundenbewei-
ses sein.

Bundesgerichtshof,
Urteil vom 20. Juli 2004 – 1 StR 145/04 –

(LG Kempten)

A u s  d e n  G r ü n d e n :
Ergänzend bemerkt der Senat zur Verfahrensrüge

nach § 250 Satz 1 StPO: 
Protokolle über Atemalkoholtests können Gegen-

stand des Urkundenbeweises sein. Die Strafprozeß-
ordnung sieht zur Beweiserhebung über den Inhalt von
Urkunden und anderen als Beweismittel dienenden
Schriftstücken grundsätzlich die Verlesung gemäß 
§ 249 Abs. 1 StPO vor. Ein Verstoß gegen den Grund-
satz der Unmittelbarkeit ist hier nicht gegeben. Für die
Anwendung des § 250 StPO ist entscheidend, daß es
sich um den Beweis eines Vorgangs handelt, dessen
wahrheitsgemäße Wiedergabe nur durch eine Person
möglich ist, welche ihn mit einem oder mehreren ihrer
fünf Sinne wahrgenommen hat. Daran fehlt es nach 
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs z. B. bei 
der maschinellen Herstellung von kaufmännischen 
Buchungsstreifen (vgl. BGHSt 15, 253, 255), bei den
Niederschriften über Tonbandaufzeichnungen (vgl.
BGHSt 27, 135, 137) und bei EDV-Ausdrucken (vgl.
BGH, Urteil vom 30. Januar 2001 – 1 StR 454/00 –).
Dasselbe gilt für das von einem Testgerät ausgedruckte
Protokoll über das Ergebnis einer Atemalkoholmes-
sung. Hier ging es allein um das Ergebnis des Tests,

also nur um diesen Teil des Urkundeninhalts, den das
Landgericht verwertet hat. Der Bediener des Testge-
rätes hat zwar auch das Meßergebnis wahrgenommen
und könnte darüber berichten. Jedoch handelt es sich
bei der Durchführung eines solchen Tests – wie bei den
übrigen, oben genannten Beispielsfällen – um eine
mechanische Verrichtung, die erfahrungsgemäß kei-
nen bleibenden Eindruck in der Erinnerung der damit
befaßten Person hinterläßt, so daß das verläßlichere
Beweismittel im Hinblick auf das Ergebnis in der
Regel die Urkunde ist. Ob sich das Tatgericht mit der
Verlesung der Urkunde begnügen darf, ist eine Frage
der Aufklärungspflicht. Bestünden Zweifel an der
Richtigkeit des Zustandekommens eines Meßergeb-
nisses, so könnten im Rahmen der Aufklärungspflicht
weitere Beweiserhebungen angezeigt sein. Der Be-
schwerdeführer beanstandet hier weder das Meßergeb-
nis noch hat er eine Aufklärungsrüge erhoben. Er hatte
auch erstinstanzlich eine Vernehmung des Bedieners
als Zeugen nicht beantragt.

18. Die Anordnung eines Fahrverbots wegen gro-
ber und beharrlicher Verletzung der Pflichten eines
Kraftfahrzeugführers nach § 25 Abs. 1 StVG ist
auch bei Vorliegen einer außerordentlichen Härte
dann veranlasst, wenn es sich bei dem Fahrzeug-
führer um einen wiederholt auffällig gewordenen
uneinsichtigen Verkehrsteilnehmer handelt, auf
den nur noch durch die Verhängung eines Fahrver-
bots eingewirkt werden kann. 

Oberlandesgericht Karlsruhe,
Beschluß vom 02. März 2004  – 1 Ss 18/04 –

Z u m  S a c h v e r h a l t :
Das Amtsgericht hat den Betroffenen wegen fahr-

lässiger Überschreitung der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit zu einer Geldbuße von 125 Euro verur-
teilt und ihm gleichzeitig für die Dauer von einem
Monat untersagt, Kraftfahrzeuge jeglicher Art im Stra-
ßenverkehr zu führen. Nach den Feststellungen hatte
er am 06. 04. 2002 gegen 06.40 Uhr in seinem Taxi in
der Gemeinde D. die H.-Straße in Fahrtrichtung Orts-
ausgang mit einer Geschwindigkeit von 96 km/h be-
fahren und dabei die innerorts zulässige Höchstge-
schwindigkeitsbegrenzung von 50 km/h missachtet.
Hiergegen wendet er sich mit seiner  Rechtsbeschwer-
de, mit welcher er die Verletzung materiellen Rechts
rügt und den Wegfall des verhängten Fahrverbots an-
strebt. 

A u s  d e n  G r ü n d e n :
Der Rechtsbeschwerde bleibt ein Erfolg versagt. 
Der Schuldspruch wegen fahrlässiger Geschwin-

digkeitsüberschreitung nach §§ 3 Abs. 3 Nr. 1, 49 Abs. 1
Nr. 3 StVO, 24 StVG ist vorliegend in Rechtskraft er-
wachsen, da das Rechtsmittel wirksam auf den Rechts-
folgenausspruch beschränkt worden ist. (wird ausge-
führt) 




